Erarbeitung einer Resolution zur finanziellen Entschädigungsfrage

Vorschlag: etwa Euro 300,00 monatlich

„Ein paar Klapse zur rechten Zeit haben noch niemandem geschadet“. Dieses geflügelte Wort aus der Schmalspurpädagogik findet in den letzten Jahren besondere Aktualität. In Zeiten zunehmender Gewalt unter Jugendlichen oder von Jugendlichen wird die Frage nach härterer Bestrafung diskutiert. Dabei schwindet die Sympathie für sogenannte Erziehungscamps immer mehr, weil sie zu kostenträchtig sind und in keinem Verhältnis zum Erfolg stehen sollen. In der Tat lässt sich mit solchen Erziehungsmaßnahmen beispielsweise im Ausland sehr viel Geld verdienen. Einzelne Jugendämter zahlen bis zu 6.000 Euro monatlich, die Jugendlichen werden am Einsatzort, beispielsweise in der Landwirtschaft, kostenlos ernährt und billig untergebracht. Der pädagogische Personaleinsatz ist eher spärlich und so bleibt eine hohe Verdienstspanne. Kein Wunder, dass auch unsere großen deutschen Kirchen in diesem Geschäft mitmischen. Der Spiegel hat sich ausführlich mit diesem Thema beschäftigt.
In diesem Spannungsfeld der Diskussion über härtere Bestrafung einerseits und Entschädigung für zu harte Bestrafung, beispielsweise in der Erziehungshilfe andererseits, müssen die Forderungen der Heimopfer überzeugend vertreten werden.
Der Verein ehemaliger Heimkinder (VeH) hatte Ende Mai 2009 einen Opferentschädigungsfond in Höhe von 25 Milliarden Euro öffentlich gefordert. Pro Opfer sollten 50.000 Euro ausbezahlt werden. Diese Forderung stieß auf massive Kritik, auch seitens der Freien Arbeitsgruppe JHH 2006. Wir argumentierten damals, dass diese Forderung viel zu früh gestellt sei, weil der Runde Tisch erst mit seiner Arbeit angefangen habe, und dass man den Zwischenbericht abwarten müsse.

Auch die Presse nahm sich kritisch dieser Forderung an. Die „Lausitzer Rundschau“ beispielsweise schrieb seinerzeit in ihrer Onlineausgabe: „Die ehemaligen Heimkinder der 50er- und 60er-Jahre verrennen sich in ein grandioses Missverständnis. Sie glauben, ihr Schicksal gleiche dem der Zwangsarbeiter Nazideutschlands und müsse entsprechend entschädigt werden. Also gehen sie, von interessierten Anwälten schlecht beraten, genauso vor. Sie haben Dollarzeichen in den Augen.“ Zwar hat die Zeitung nicht ganz recht - sie weiß nicht, wieviel Zwangsarbeit im Einzelnen geleistet wurde, dass auf jugendliche Zwangsarbeiter auch nach der NS-Zeit Schäferhunde gehetzt wurden - aber sie spiegelt das Gefühl in Teilen der Bevölkerung wieder, die meint, die Heimopfer wollen nur abzocken. Ein Leserbriefschreiber: Er habe unlängst auch einige um die Ohren bekommen; wo er nun die 50.000 Euro abholen könne. Vor wenigen Tagen wurde auch ich mit dem Vorwurf konfrontiert, die meisten Opfer wollen doch nur einen schnellen Euro machen.
Solchen Meinungen kann man nur die dokumentierten Erinnerungen der Opfer entgegenhalten. Auffallend bei allen Dokumenten ist, dass die ein oder andere Ohrfeige, „die ein oder andere Ohrwatschen“, die selbst Walter Mixa zugegeben hat, bei den Wiedergutmachungswünschen überhaupt keine Rolle spielen. Hier geht es um Verbrechen, die das Leben der Opfer nachhaltig in andere Bahnen gelenkt oder gar zerstört haben.

Das Opferentschädigungsgesetz sieht durchaus Möglichkeiten der finanziellen Entschädigung für solche Gewalttaten. Da diese Verbrechen aber vor 1976 stattfanden, werden derartige Leistungen mit anderen Sozialleistungen verrechnet. Entschädigungssummen für Straftaten nach 1976 sind nicht mehr anrechnungsfähig.
Jetzt haben sich die drei Opfervertreter am Runden Tisch Vollmer zu Wort gemeldet. Zwei von ihnen verlangen 300 Euro Opferrente ohne Anrechnung auf andere soziale Einkünfte. Der Dritte beriet sich sogar in einer Arbeitsgruppe, die folgende Forderung aufstellte:

„Jeder, der im Heim war, erhält einen bestimmten Sockelbetrag Schmerzensgeld“, so die Gruppe, die sich allerdings nicht zur möglichen Anrechnung auf andere Sozialleistungen äußert. Sie betont jedoch: „Zu diesem Sockelbetrag kommen bei gravierenden Schädigungen Ergänzungsbeträge hinzu, die der jeweiligen Schädigung angemessen sind.“ Gravierende Schädigungen sind nach ihrer Meinung: 
„Säuglingsheim 

Erlittene Deprivation 

Entwürdigende Erfahrungen 

Misshandlung 

Kinderarbeit und Zwangsarbeit 

Vorenthaltung von Bildung und Ausbildung 

Geschlossene Unterbringung 

Isolierzelle 

Sexueller Missbrauch“ 

 In ihrer Presseerklärung vom 22. Juli fügen sie hinzu: „Aber schon jetzt machen wir klar: Für massive Folgeschäden der Heimerziehung werden wir einen massiven finanziellen Ausgleich fordern!“

Die Arbeitsgruppe um Wiegand nennt noch keine konkreten Entschädigungszahlen. Der Betrag dürfte allerdings auch um 300 Euro Opferrente kreisen. Nähere Angaben sind im September anlässlich der nächsten Sitzung des Runden Tisches zu erwarten.

Sind diese Forderungen durchsetzbar? Können sie der Öffentlichkeit plausibel gemacht werden? Ich denke ja. 

Zum Einen ist eine solche Summe auch nach dem Opferentschädigungsgesetzt (OEG) durchaus möglich und die Anforderungen dafür nicht so hoch, dass kaum ein Opfer davon profitieren würde. „Grundrente erhalten Beschädigte bereits von einem GdS [Grad der Schädigungsfolge(n)] von 30 an. Sie ist von 30 bis zu 100 nach Zehnergraden gestaffelt.“, so der Landschaftsverband Westfalen-Lippe in einem Bescheid von Dezember 2008. In dem mir bekannten Fall wurde bei einem GdS von 50 für medizinische Schäden eine Opferrente von monatlich 250 Euro anerkannt.
300 Euro Opferrente ist eine überschaubare Zahl. Dieser Betrag schockiert nicht die Öffentlichkeit, im Gegensatz zu einer Summe von 50.000 Euro. Die Öffentlichkeit fragt bei solch großen Summen: Wer soll das bezahlen? Die Frage ist angesichts leerer Kassen des Bundes und der Länder durchaus, wenn auch nicht berechtigt, so jedoch zunächst verständlich. Doch steht dieser Frage die unmoralische Unterstützung korrupter Bankmanager und dadurch vor dem Ruin gestandener Banken gegenüber, auch die Tatsache, dass die Banken wieder in den schwarzen Zahlen sind oder davor stehen und sich fröhlich Dividenden und Ablösesummen auszahlen. Aber das interessiert die Politik wenig und ist in der Öffentlichkeit längst vergessen.
Im einzelnen Fall kann die Gesamtsumme der monatlichen Opferrente durchaus den Betrag von 50.000 Euro überschreiten. Bereits ab dem 14. „Überlebensjahr“ wird diese Summe überschritten.
Die Gruppe um Dr. Wiegand schreibt völlig zurecht: „Zu diesem Sockelbetrag kommen bei gravierenden Schädigungen Ergänzungsbeträge hinzu, die der jeweiligen Schädigung angemessen sind.“ So ist der von dieser Gruppe vorgeschlagene Opferrentenbetrag, der noch nicht festgelegt ist, sicher der Sockelbetrag.
Ich empfehle, eine Resolution zu verabschieden, die jetzt formuliert werden müsste und sich in diesem Rahmen der Opfervertreter bewegt.
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